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werden kann.15 Mittels der Transformation ändert sich der 
Adressatenkreis der völkerrechtlich vereinbarten Rechts­
norm und vollzieht sich gleichzeitig ein Wechsel ihres Gel­
tungsgrundes.16 17

Mit der Transformation eines völkerrechtlichen Vertrags 
darf nicht dessen Ratifikation gleichgesetzt werden.12' Mit 
der Ratifikation' wird vielmehr, sofern die Vertragsstaaten 
bei Vertragsabschluß eine Ratifikation des betreffenden Ver­
trags vereinbart haben, die Zustimmung dieser Staaten zur 
völkerrechtlichen Bindung an den Vertrag ausgedrückt. Dem­
gemäß definiert Art. 2 Ziff. 1 Buchst, b der Wiener Konven­
tion über das Recht der Verträge die Ratifikation als eine 
„internationale Handlung, durch die ein Staat auf interna­
tionaler Ebene seine Zustimmung bekundet, an einen Ver­
trag gebunden zu sein“ (vgl. auch Art. 14 der Wiener Kon­
vention). • .

In der DDR obliegt die Ratifikation völkerrechtlicher Ver­
träge gemäß Art. 66 Abs. 2 der Verfassung dem Staatsrat, 
der die DDR völkerrechtlich vertritt. Soweit ein völkerrecht­
licher Vertrag ein Gesetz der Volkskammer ändert, bedarf 
er gemäß Art. 51 der Verfassung der Bestätigung durch die 
Volkskammer. Ist ein solcher Vertrag durch Gesetz der 
Volkskammer bestätigt worden, unterzeichnet der Vorsit­
zende des Staatsrates auf der Grundlage dieses Gesetzes die 
Ratifikationsurkunde.18

Die Ratifikation eines völkerrechtlichen Vertrags kann 
mit seiner Transformation in das innerstaatliche Recht ver­
bunden werden — vorausgesetzt, daß das zur Ratifikation 
berechtigte Staatsorgan auch Rechtsetzungsbefugnis für den 
von dem betreffenden Vertrag erfaßten Regelungsgegen­
stand besitzt. Aber auch in einem solchen Fall können beide 
Handlungen in verschiedenen Rechtsetzungsakten vorgenom­
men werden. So erließ z. B. die Volkskammer der DDR zur 
Konvention vom 19. Mai 1978 über die Übergabe zu Freiheits­
strafe verurteilter Personen zum Vollzug der Strafe in dem 
Staat, dessen Staatsbürger sie sind, am 21. Dezember 1979 
zwei Gesetze: mit dem einen bestätigte sie die Konvention 
(GBl. II 1980 Nr. 1 S. 24), mit dem anderen erließ sie die zur 
Ausführung dieser Konvention erforderlichen Rechtsnormen 
(GBl. I 1979 Nr. 45 S. 468), vollzog also die Transfor­
mation.

Ein Auseinanderfallen von Ratifikation und Transforma­
tion kann vor allem dann angebracht sein, wenn ein multi­
lateraler völkerrechtlicher Vertrag erst zu einem späteren 
Zeitpunkt in Kraft tritt. Im Interesse einer möglichst exakten 
Einpassung seiner Regelungen in das innerstaatliche Recht 
empfiehlt es sich, in einem solchen Fall den Zeitpunkt seines 
Inkrafttretens abzuwarten.

Bei der Transformation völkerrechtlicher Verpflichtungen 
in das innerstaatliche Recht wird im allgemeinen zwischen 
einer generellen und einer speziellen Transformation unter­
schieden. Mit einer generellen Transformation werden grö­
ßere Komplexe völkerrechtlicher Normen oder auch völker­
rechtlicher Verträge durch einen Rechtsetzungsakt mit inner­
staatlicher Wirkung ausgestattet. Mit einer speziellen Trans­
formation werden demgegenüber bestimmte völkerrechtliche 
Regelungen, d. h. vor allem einzelne völkerrechtliche Ver­
träge oder Teile davon, in das innerstaatliche Recht umge­
setzt.19

Die generelle Transformation

Eine generelle Transformation ist üblich, wenn die Prinzi­
pien oder andere grundlegende Normen des Völkerrechts in 
das innerstaatliche Recht umgesetzt werden sollen. So ent­
hält z. B. Art. 8 Abs. 1 der Verfassung der DDR eine generelle 
Transformation der „allgemein anerkannten, dem Frieden 
und der friedlichen Zusammenarbeit der Völker dienenden 
Regeln des Völkerrechts“; sie „sind für die Staatsmacht und 
jeden Bürger verbindlich“. Ergänzt wird diese Festlegung 
durch Art. 91 der Verfassung, nach dem „die allgemein an­
erkannten Normen des Völkerrechts über die Bestrafung von 
Verbrechen gegen den Frieden, gegen die Menschlichkeit und 
von Kriegsverbrechen“ unmittelbar geltendes Recht der DDR 
sind.20

Eine generelle Transformation ist auch üblich, Wenn es 
sich um völkerrechtliche Verpflichtungen zur rechtlichen Re­
gelung gesellschaftlicher Beziehungen handelt, die notwen­
digerweise ein internationales Element enthalten. So legt 
z. B. § 3 Abs. 3 des Staatsbürgerschaftsgesetzes der DDR vom 
20. Februar 1967. (GBl. I Nr. 2 S. 3)fest: „Regelungen zu Fra­
gen der Staatsbürgerschaft, die in zwischenstaatlichen Ver­
einbarungen der Deutschen Demokratischen Republik mit an­
deren Staaten getroffen werden, finden Anwendung.“ Da­

mit wurden insbesondere völkerrechtliche Verträge zur Re­
gelung von Fragen der mehrfachen Staatsbürgerschaft21 in 
das innerstaatliche Recht umgesetzt.

Einen weiteren Fall genereller Transformation völker­
rechtlicher Verpflichtungen (und zwar sowohl aus völker­
rechtlichen Verträgen als auch aus dem Völkergewohnheits- 
recht) enthält § 56 GVG, wonach die Vertretungen anderer 
Staaten, deren Leiter und auch das Personal sowie Familien­
angehörige und außerdem internationale zwischenstaatliche 
Organisationen „nach den allgemein anerkannten Normen 
des Völkerrechts“ bzw. „nach Maßgabe der für die Deutsche 
Demokratische Republik geltenden öder von ihr abgeschlos­
senen völkerrechtlichen Vereinbarungen“ von der Recht­
sprechung der Gerichte der DDR befreit sind.

Eine generelle Transformation ist auch dann erfolgt, wenn 
in Rechtsvorschriften formuliert ist, daß bestimmte Rechts­
normen nur angewandt werden, soweit in völkerrechtlichen 
Verträgen der DDR nichts anderes festgelegt worden ist. Dies 
geschah z. B. in § 181 Abs. 1 ZPO, § 2 Abs. 2 des Rechtsanwen­
dungsgesetzes (RAG) vom 5. Dezember 1975 (GBl. I Nr. 46 
S. 748), §1 Abs. 2 des Gesetzes über internationale Wirt­
schaftsverträge (GIW) vom 5. Februar 1976 (GBl. I Nr. 5 S. 61) 
und § 1 Abs. 3 des Seehandelsschiffahrtsgesetzes (SHSG) vom 
5. Februar 1976 (GBl. I Nr. 7 S. 109). In der gleichen Richtung 
liegt auch das Konsulargesetz der DDR vom 21. Dezember 
1979 (GBl. I Nr. 45 S. 464), nach dessen §2 Grundlagen der 
konsularischen Tätigkeit die Gesetze und anderen Rechtsvor­
schriften der DDR, die allgemein anerkannten Grundsätze 
und Normen des Völkerrechts sowie die zwischen der DDR 
und dem Empfangsstaat bestehenden völkerrechtlichen Ver­
träge sind.

Mittels einer generellen Transformation erlangt die um­
gesetzte völkerrechtliche Regelung den Rang einer innerstaat­
lichen Rechtsvorschrift, wird sie innerstaatlich unmittelbar 
anwendbar. Somit erhält sie praktisch die Stellung einer lex 
specialis. Die den gleichen Gegenstand regelnden Rechtsnor­
men der DDR stehen demgegenüber im Rang einer lex ge­
neralis, die nur anzuwenden ist, wenn die umgesetzte völker­
rechtliche Regelung den Regelungsgegenstand nicht oder nur 
teilweise erfaßt.

Bei einer generellen Transformation werden nicht nur 
die bereits bestehenden völkerrechtlichen Verträge zu dem 
betreffenden Regelungsgegenstand einbezogen. Infolge der 
Allgemeinheit der in der jeweiligen Rechtsvorschrift ge­
wählten Formulierung werden auch solche völkerrechtlichen 
Verträge mit erfaßt, die erst in Zukunft in Kraft treten, ja 
erst in Zukupf t vereinbart werden.

Die spezielle Transformation

Die spezielle Transformation erfolgt jeweils bei einzelnen 
völkerrechtlichen Verträgen oder Tellen davon, sofern das 
innerstaatliche Recht des betreffenden Staates dies zuläßt. 
Wie die spezielle Transformation im konkreten Fall ge­
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der in Verwirklichung der Haager Landkriegsordnung vom 18. Ok­
tober 1907 und anderer völkerrechtlicher Regeln für internatio­
nale bewaffnete Konflikte Kriegsverbrechen ausdrücklich unter 
Strafe stellt. Und in § 84 StGB wird in Umsetzung der Konvention 
über die Nichtanwendbarkeit der Verjährungsfrist auf Kriegsver­
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